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der Fraktion der DP 


betr. Reform der Rentenversicherung 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

spätestens bis zum 1. Mai 1956 einen Gesetzentwurf über die 
Reform der Rentenversicherung vorzulegen mit dem Ziel, die ver- 
schiedenen Zweige der deutschen Rentenversicherungen im Interesse 
der individuellen Bedürfnisse der deutschen Arbeitnehmer zu er- 
halten, fortzuentwickeln und zu sichern. 

Die Altersrente der Versicherten ist in der Regel so hoch zu be- 
messen, daß sie zur Aufrechterhaltung des Lebensstandards ausreicht. 
Die Bemessung der Renten soll sich nach Zahl und Höhe der 
geleisteten Beitrage richten. 

Die Witwen- und Waisenrenten sind entsprechend neu zu ordnen 
und durch Beihilfen zur Berufsausbildung, Umschulungsmaßnahmen 
und Übergangshilfen mit dem Ziel der Erleichterung einer gewünsch- 
ten Berufsausbildung zu ergänzen. 

Den Hinterbliebenen weiblicher Versicherter ist der Rechtsanspruch 
auf Hinterbliebenenrente in Höhe der Witwenrente zu garantieren. 

Die Renten in den Fällen vorzeitiger Invalidität sollen, soweit sie aus 
geleisteten Beiträgen nicht gedeckt werden können, durch Leistungen 
aus staatlichen Mitteln auf eine angemessene Höhe gehoben werden. 

Die beim Inkrafttreten des Gesetzes laufenden Renten und Anwart- 
schaften sind der neuen Leistungsgestaltung anzugleichen. 

Für alle versprochenen Anwartschaften und Leistungen, die nicht 
aus dafür entrichteten Beiträgen gedeckt sind, müssen die Renten- 
versicherungsträger Ersatz (Beiträge) erhalten (Zeiten der Arbeits- 
losigkeit, Wehrersatzzeiten, Fremdrenten usw.). Das gilt auch für 
alle aus Beiträgen der Vergangenheit begründeten Anwartschaften 
und Ansprüche, die nicht aus dem bisher angesammelten Vermögen 
gedeckt werden können. Die Finanzierung dieser Alt-Renten muß 
mit Hilfe staatlicher Mittel erfolgen. 
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Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherungen müssen aus- 
geglichen werden. Für alle künftigen Erhöhungen der Renten müssen 
entsprechende Deckungsvorlagen beschlossen werden. 

Den Versicherten ist für alle Rentenleisiungen der unbedingte 
Rechtsanspruch zu garantieren. 

Eine Anrechnung von Rentenbestandteilcn, die auf Beitragszahlung 
beruhen, soll nicht erfolgen. 

Die Verhütung frühzeitiger Invalidität mit dem Ziel der Bekämp- 
fung der Abnutzungskrankheiten und der Wledciherstellung und 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Versicherten durch ärztlidie 
Behandlung, Heilkuren und sonstige Maßnahmen der Wiederher- 
stellung der Erwerbsfähigkeit und der gezielten Wiedereingliederung 
in das Arbeitsleben ist als Aufgabe der Rentenversicherungsträger 
systematisch auszubauen und fortzuentwickeln. 

Das Anwartschaftsrecht ist zu überprüfen und nach den Erfahrungen 
und Bedürfnissen neu zu gestalten. 

Die Begriffe über die Minderung der Erwerbsfähigkeit (Invalidität 
und Berufsunfähigkeit) sind neu abzugrenzen. 

Die freiwillige Weiterversicherung soll beibehalten und auch für 
Sclbständigwerdcnde möglich sein. 

Die Altersgrenze ist beweglich zu gestalten. Der besonderen sozialen 
Situation der berufstätigen Frauen und Mütter ist dabei Redinung 
zu tragen. 

Die Altersrente kann 

von Frauen nach Vollendung des 60. Lebensjahres, 
von Männern nach Vollendung des 65. Lebensjahres 

beantragt werden, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die Weiterarbeit und Beitragszahlung über diese Altersgrenzen 
hinaus mit dem Ziel des Anrechts auf erhöhte Rentenleistungen 
soll durch entsprechende Höherbewertung der Altersbeiträge geför- 
dert werden. 

Die Verantwortung für den Einzug, die Verw^altung und die Aus- 
gaben der aufgebrachten Mittel darf grundsätzlich nicht getrennt 
werden. 

Verwaltungsträger und Kostenträger sollen grundsätzlich identisdi 
sein. Die wirksame Kontrolle und Verwendung der Mittel soll 
durch eine verantwortungsbewußte Selbstverwaltung gewährleistet 
werden. 

Die Vermögensanlagcn der Rentenversicherungsträger müssen der 
Eigentumsbildung der Versicherten dienen. 

Den Versicherten sollen in stärkerem Maße als bisher Darlehen und 
Hypotheken zum Erwerb von Grundstücken und Eigentumswoh- 
nungen zur Verfügung gestellt werden. 


Bonn, den 27. Oktober 1955 


Frau Kalinke 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 



